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Heber Arinkisclies elielicli^s tiuterrecbt. 

1) Das frSokiflche ehdiobe Gaterrecbt im Mittelalter, yon Dr. 
R. ScbrOder, Profeasor in Bohb. Stettin 187!. (Vgl 
Beil. snr Altgem. Zoitang 1871. S 1311.) 

2) Bayeriacbea Civilrecfat von Dr. Paul Rotbv Professor in 
MOnebeB. Ir Tbeil. Tab. 1871. (YgL BdL zor AUgem. 
ZeitOQg 1870. S. 5229 Gm. gel. Anaeigen 187t S. 28. 
Lit Centrai. BI. 1871. S. 819.) 

8) Die Lehre von der Haft der Eheleute iür ilire Sebalden 
nach dem Frankfurter ehelichen G titerrechte , von Dr. G, 
Bindittg, k. App.-Qerieltt8-Rathe. Frankf. 1871. 

Keine Lehre des deutschen Hechts hat in den letzten 
Jahren so viele und eifrige Bearbeiter gefanden wie die yom 
ehelichen Güterrechte. Auch die drei obengenannten Werke 
erscheinen wiederum als werthvoüe Bereicherungen der des- 

fallsigen Literatur. Die Verfasser der beiden ersten Werke sind 
bereits wulilbcwährt auf diesem Gebiete. Beide sind entschiedene 
Vertreter der immer mehr Baum gewinnenden Ansiclit, dass bei 
dem ehelichen Güterrechte zwischen dem sächsischen und frän- 
kischen — oder dem mchtsächsischen, auch Schwaben und Baiern 
mit umfassenden — Bechte zu unterscheiden sei| und dass dem 
Bachsischen Systeme der Grütereinheit im Mittelalter gleichbe- 
rechtigt die GHiterordnung der gesammten Hand mit Verfangen* 
Schaft im ganzen übrigen Deutschland gegenüber stehe. Paul 
Roth, der in verschiedenen Aufsätzen dargethan hat, dass die 
zuerst von mir nachgewiesene eigenthümliehe I^eschaffenheit des 
fränkischen ehelichen Güterrechts sich gleicherweise auch in 
»Schwaben und Baiern finde, hat nach mehrfachen Untersuchungen 
über die in einzelnen Gebieten des Königr. Baiern vorkommen- 
den Statitiarreohte in dem obenangefUhrten Werke eine Dar- 
stellung der jetzt in diesem Königreiche geltenden ehelichen 

1* 
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Güterrechte unter stetem Hinblick auf die gesell ichtliche Ent- 
\vickliirip^ derselben gegeben. Schröder aber hat wieder einen 
Theil der grossen von ihm übernommenen Aufgabe gelöst, indem 
er dem ersten^ das eheliche Güterrecht zur Zeit der Volksrechte 
beliandelnden Bande und der ersten Abtheilang des ssweiten fUr 
die Zeit der ißechtsbücher (oder wie er jetzt vohl besser sagt, 
für das Mittelalter) bestimmten Bandes, welche dem schwäbisch* 
bairlschen Bechte gewidmet ist, nunmehr die zweite Abtheihing 
mit der G eschichte des fränkischen Rechts folgen lässt. In dem 
dritten Werke aber begegnen wir einem höchst schätzbaren 
Beitrage zur Literatur unseres Statutarrechtes aus der Feder 
eines erfahrenen practischen Bechtsgelehrten. 

Schröder hat hier^ wie er selbst anerkennt^ gar manche 
tüchtige Vorarbeiten benutzen können^ unter denen namentlich 
das Werk von Sandhaas eme bedeutende Stelle einnimmt, 
und insbesondere fand er ein reiches Quellen -Material bereits 
gesammelt vor. Aber es ist ihm geglückt, auch dies noch zu 
vermehren 1), wie denn namentlich das Öchöffenbuch des Ingel- 



0 Nicht benutzt hat er indessen die Coutiimcs des pays dache de 
Luxembourg et comte de Chiny par Le clercq, tom. I. Brüx. 18(37. 4^ 
Eiozelne Weisthflmer finden sich hier , die auch in der späteren Hardt'- 
sehen Sammlung entbalten sind, andere spätere Coutanies, z B. von Dnr- 
bay, Grane, Honffidize, Hnno geben nur das neuere Luxemb. Gfttemeht, 
aber manehe Stücke sind wxk für dss ältere Bedit von Wichtigkeit, wie 
die Records der verschiedenen Gerichte von St Hubert en Ardenne, die 
reines Verfangenschaftsrecht constatiren. In der C!outnnie de Yirton wird 
namentlich das Recht der Wittwe erwähnt de Jetter les cleft snr la fosse. 

Auch der Landbranoh des Riogans (Rheingau's)^ wie er am 1. De- 
eember 1643 von dem Gewaltsboten Nicolans Itzstetn aufgeeetzt wnrde^ ent- 
hält schon iltues Recht. Er ist noch nngedmckt und ich thette ans einer 
Handschrift das Nachstehende mit Wenn zwei ledige Personen heirathen 
^nd eine ohne Kinder stirbt) 80 ist der Brauch: 

a) im Ober-Amt: nach Jahr und Tag ist alles zusammengebrachte Gut 
zu Schwert- und Rockentheil verfallen , auch hat das Ueberlebende 
den Nicssbrauch allen Guts bis zu neuer Ehe. 

b) im Mittel-Amt : tritt dies nach zwei Jahren ein. 

c) im Unter-Amt: tritt dies gleich nach dem Kirchgang ein und hat 
das Ueberlebende die Niessung sein Lebenlaag, auch bei neuer Ehe, 
doch muss es dann ein Inventar machen. 
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heimer Oberhoft and ein Achener Schdffenrecht, die beide von 
Dr. Hugo Lörsch demnächst herausgegeben werden sollen , ihm 
bereits ssugängig waren, und gestützt auf jene Vorarbeiten hat 

er eine so genaue und voUstiiudigc Darstellung des fränkischen 
ehcliclien Güterrechts im Mittelalter geliefert, dass damit die 
Forschungen über diesen Gegenstand im Grossen und Ganzen 
2um Abschlusä gebracht erscheinen : nur im Einzehien wird noch 
hier nnd da Aulass zu weiteren Untersuchungen gegeben sein. 

Das Werk serfkUt in zwei Bücher, Ton denen das erste 
das gesetsUche, das zweite das yertragsmassige Güterrecht der 
Ehegatten behandelt Das erste Buch schildert in 4 Kapiteln 
die Verhältnisse während der Ehe, bei Auflösung einer unbe- 
erbten Ehe, bei Aull mung einer beerbten Lha und die Scbuld- 
verhältnisse der Ehegatten, um dann im fünften Kapitel das 
juristische Princip und den historischen Zusammenhang zu erörtern. 

In der Ehe bildet die eheliche Grenossenschaft; oder die 
gesammte Hand die wesentliche (Grundlage, so dass die Eigen- 
ihumsTerhältnisse der Ehegatten ganz in den Hintergrund treten 
und demgemäss das beiderseitige Vermögen nach einheitlichen 
Grundsätzen wie eine Masse behandelt wird. Daneben aber 
bestehet die Vormundschaft des Mannes als natürliche Folge der 
Stellung desselben als des Hauptes der Ehe. Die Frau hat 
daher nur ein sehr beschränktes Vei fügungsrechtj während der 
Ehemann über alle fahrende Habe trei veriiigen kann^ bei Ver- 



Wird die Ehe aber im Ober- Amt vor Jabr und Tag, im Mittel Amt 
vor 2 Juhren getrennt , so fallen die Liegenschaften zurück , die l^'ahrniss 
bleibt dem Ueberlebenden zur T.icbnuss. Haben aber die Eheleute inzwi- 
schen etwas erobert, so hat der Mann daran zwei Thei! , die Frau cinon 
Theil. Heirathet eiue ledige PersoTi eine verwittwete, die J\ii!der hat, ohne 
Gedin«!;, so iiiuimt das Ucbnrlcbentle sein Zubringen mit seinem Theil der 
Erruii^'i iischaft und der ^^evnachten öciiiildt ii. Ist bei ledigen Leuten die 
Ehe beerbt, so hat der überlebende Vater zwei Theil von allem Gut, hei- 
ratbet er wieder, hat er den Kindern das Jiockenthcil herauszugeben, wie 
es zur Zeit des Todes der Fraa war, und wenn eins heiratbet , rauss er 
ihm eine Morgengab s. dotem geben. Sind die Kinder noch minderjährig, 
so muss sie der Vater ernähren und hat so lange die Nutznieasung. Stirbt 
aber der Vater zuerst , so erhüit die Mutter daa iiockentheil und es wird 
gleich inveutirt. 
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fügUDgen über Immobilien dagegen die Frau zuziehen, mit ihr 
gemeinsam handeln muss. Aber dieser letzte allerdings die Rege 
bildende Satz gilt doch nicht überall, denn einzelne Beohte, wie^ 
am Niederrhein die Stadtrechte Ton Kleve und Kalkar, am 
Oberrhein die meisten Tochterrechte Kölns (Freiburg im Breis- 
gau, Bern, Colmar ii. s. w.) gestatten dem Ehemanne eine ab- 
solute VerfiigungBgewalt und andere, wie das Recht von Freiburg 
im IJeclitlaiid und seiner meisten Tochterstädte, erlauben dem 
Khemanne wenigstens einseitig die Liegenschaften zu verpfänden, 
so dass nur bei dem Verkaufe derselben die Zustimmung der 
Frau nothwendig ist. Zur Erklärung dieser auffallenden Ab- 
weichung nimmt Schröder eine Unterscheidung zwischen der 
gesammteu Hand im weitem und engem Sinne zu Hülfe (S. 16), 
womit freilich nicht viel gesagt ist. Mir scheint, dass wie diese 
ganze Gütcrordnung übei liaupt gcwuhnbeitsrcchtlicheu Ursprungs 
ist, obwohl sie im Allgemeinen denselben Entwicklungsgang ein- 
hielt, sich eben doch in einzelnen Gegenden und Orten besondere 
locale Anschauungen und Gebräuche gebildet und erhalten haben. 
So ist dann auch die Stellung der Verwandten bei Verfügungen 
der gesammten Hand nicht überall die gleiche und das sog. 
Erbenrecht ist im deutschen Franken nur allmälilig in einzelnen 
Gegenden zur Geltung gekommen. (S. 32.) 

Die Verhältnisse bei Auflösung der unbeerbten Ehe liaben 
sich in ähnlicher Weise aus dem alten Rechte unter dem Ein- 
flüsse localer Anschauungen und Einwirkungen entwickelt. Schrö- 
der unterscheidet sehr richtig die lieber gangsrechte, in 
denen dem überlebenden Gatten nur einzelne Erbvortheile ge- 
währt wurden, dann die Rechte des älteren Systems, unter 
denen er die ober- und mittelrheinische, die niederrheinische und 
die mittelfränkische Gruppe auseinander hält und welche sämmt- 
lieh zwischen hinterföUigen und nicht hinterfitlligen Gtttem unter- 
scbeiden, den Bogrifi* der ersteren abtr mehr oder weniger be- 
schränken, endlich die Rechte des (jüngeren) Systems, in 
denen das alleinige Erbrecht des überlebenden Ehegatten durch- 
gedrungen ist. Von grossem Interesse ist hier der von Schröder 
versuchte Nachweis , wie an die einzelnen Sätze des alten Rechts 
Uber Leibzucht und Errungenschaft bei dem klar vorliegenden 
Drang der Zeit, die Rechte des überlebenden Gatten zu ver- 
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mehren, die weitere Rechtsbildiing sicli anschloss. Einzelnes 
iiier hervorzuheben, würde zu weit führen, nur bemerke ich zu 
S. 69, dass nach meiner Ansicht in Fnmkfart vor Eindrang des 
römischen Rechts allerdings nur diejenigen Liegenschaften hinter- ^ 
fallig waren, welche als altes Erbe bezeichnet werden, d. h. in 
der Familie schon einmal vererbt worden. Die von einem Ehe- 
gatten vor der Ehe erkauften Güter gehörten also dazu nicht. 
Dass dies nach neuerem Frankfurter Rechte sich anders verhält, 
ist eine bekannte Sache. 

Indem Schröder sodann auf die VerliUltnisse bei Auflösung 
einer beerbten Ehe übergeht, bemerkt er zuerst, dass das Grund- 
tfaeüsrecht und die gesetzliche Einkindschaft, welche Sandhaas 
hier mit der Verfangenschaft coordinirt behandelt, in die Periode 
des Mittelalters noch nicht gehören und höchstens in vereinzelten 
Anföngen vorkommeni wie ich dies aaeh in den Mittheilnngen 
S. 14 hervorgehoben habe. Nur die Verfangenschaft ist eigent- 
licheü Hecht des Mittelalters und Schröder geht nun die ein- 
zelnen RechisG^ruppen ( Köln und seine Tochterrechte^ Lothringen 
und den Miederrhein, Mittel- und Oberrhein, Mittelfranken, Ost- 
franken und Hessen) mit sorgfältiger Benutzung der Rechtsauf- 
zeichnnngen vnd Urkunden durch, um die eigcnthüinlicho Ge- 
staltung und die verschiedenen Modificationen dieses Verfangen- 
Bchaftsrechts nachzuweisen. Es zeigt sich dabei, dass weitaas 
in den meisten Bechten die Kinder als Eigenthtlmer der ver- 
fangenen Liegenschaften angesehen wurden und dem parens 
snperstes nur Leibzucht daran zustand. Ebenso erseheinen mehrere 
Kinder nach den meisten Rechten als (resammthänder an den 
verfangenen Crütern, während sie an manchen Orten, z. B. in 
Köln (S. 84) Mteigenthümer zu ideellen Theilen wurden. Be- 
sondere Beachtung hat Schröder dem Frankfurter Recht ge- 
widmet, (S. 124—139) nnd hebe ich luer die Bemerkung hervor, 
dass der Hansraih; welcher auch z. B. in Bamberg und Nürnberg t 
gleich den Liegenschaften verfangen war, nicht znr fahrenden 
Habe gezählt wurdc^ was ich früher übersehen hatte. Hinsicht- 
lich des Erwerbs im ersten Wittwenstande, welchen manche 
Rechte den Kindern beider Ehen (S. 106), andere nur den Kin- 
dern der letzten Ehe zusprechen, entscheidet sich Schröder für 
die Theilung zwischen den Kindern beider Ehen, während dem 
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ich frttlier, allerdings nicht ohne weaentliche auf den auch von 
ihni angezogenen Rechtsfall von 1401 gegriaidete Bedenken, 
(Güter und Erbrechte »S. 6U) der entgegengesetzten Ansicht den 
Vorzug gab. 

Hierauf bespricht Schröder die Schuld Verhältnisse der 
Ehegatten und weist nach^ dass der Mann während de:- Ehe im 
Schuldenmachen ebenso freie fiand hatte wie in der Verfolgung 
über die fahrende Habe, der Gläubiger sich mithin audi an die 
Immobilien, nicht aber an die Person der Ehefrau halten konnte. 
(S. 164). Wer dann bei Auflösung der Ehe die Fahrniss erbte, 
niusste auch die Schulden bezahlen, jedoch nahm dies dem Gläu- 
biger nlciii das Kecht^ sich notliigentall^ auch an die Immobilien 
zu halten^ insoweit er dies schon während der Dauer der Ehe 
hätte thun dürfen. Nur die Wittwe konnte nach manchen Sta- 
tuten durch das Schlüssel- oder Mantehrecht sich von der Hafbmg 
für die Schulden befreien. 

Von besonderem Interesse ist das folgende 5. Kapitel, welches 
von dem juristischen Princip und dem historischen 
Zusammenhang handelt. Um erster es klar zu stellen, be- 
trachtet Schröder die Verhältnisse bei kinderloser und bei beerbter 
Ehe getrennt. Bei der ersten nimmt er bezüglich der fahrenden 
H4.be und der errungenen Liegenschaften eine wirkliche Eigen- 
thumsgemeinschaft; bei d^ beigebra^ten Immobilien aber nur 
eine blose Verwaltungsgemeinsohaft an, die jedoch während der 
Ehe durch das aus der Errungenschalbsgemeinschaft entsprin- 
gende Princip der gesammten Hand^ nach Auflösung der Ehe 
durch die gesetzlichen Leibzuchtsrechte des überlebenden Ehe- 
gatten an den beigebrachten Immobilien des Verstorbenen inniger 
gestaltet war. (S. 177.) Er fügt indessen bei, dass diese parti- 
culäre Gütergemeinschaft bereits in dieser Periode vielfach in 
allgemeine Gütergemeinschaft übergegangen sei^ und zwar sei 
dieser Uebergang vermittelt worden entweder in der Weise, dac» 
das Leibzuchtsrecht in Eigenthum verwandelt und das AUein- 
Erbreeht des überlebenden Gktten herbeigeführt wurde oder in 
der Weise, dass die bei der P>rungenschaft übliche Tlieilung 
wie auf die Fahrniss^ so auch auf die inferirtcn Ininiobilien aus- 
gedehnt worden sei und zur Quotenth(ühnig der ganzen Masse 
geführt habe. Aulangend die beerbte Ehe kommt dann »Schröder 
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auf dasselbe Ergebiiiss, es galt dasselbe Recht wie bei unbe- 
erbter Ehe (also particiiläre imd an manchen Orten allgemeine 
Gütergemeinsehaft) und erst bei dem Ableben des einen Gatten 
ti it eine allgemeine definitive Yerschmelzimg der Immobilien 
ein^ die nun yorbehaltlich der Leib zu cht des Superstes Eigenthum 
der Kinder wurden (ß* IdO); doch also^ dass nicht üb^all das 
zuerst auf Seiten des Ehemannes ausgebildete Verfangenschafb- 
recht auch für die Eheiran zur Geltung kam, indem mehrfach 
gegen letztere entweder gleich bei Auflösung der Ehe oder doch 
bei Wiederverehelichung ein Theilrecht der Kinder bestand. 
(S. 198.) Dies gesammte Güterrecht aber luit sich aus dem alten 
Hechte, und zwar ebenso in den Städten wie auf dem Lande 
und selbst bei dem Adel, durch das Medium der Eheverträge 
herausgebildet; es ist der gewohnheitsrechtliche allmäblig in ein- 
zelnen Statuten fixirte Niederschlag der g^nseitigen Ver- 
gabungen und der Eheverträge der Ehegatten. Mit dieser Dar- 
stellung des Verfassers kann man nur einTerstanden sein und 
insonderheit theile ich seine Ansicht , da&a den Kindern das 
Eigenthum an den verfangenen Gütern zukam, (vgl. Mittlu il. 
S. 17.) Indessen erklärt gerade der oben geschilderte Ursprung 
dann auch die trotz des glichen Grund-Characters vorkommen- 
den grossen Abweichungen, welche sich zwischen den einzelnen 
Bechten und selbst bei dem Bechte emee einzelnen Ortes zu 
yerschiedenen Zeiten finden. Einen allseitig gültigen Normal- 
begriff dieses Gfkterstandefl zu geben , ist daher eine nicht wohl 
zu lösende Autgabe und es ist misslich, eine ßegel Angesichts 
der vielen Ausnahmen aufzustellen. Inzwischen neige ich doch 
in Erwiiguijg des Geistes und Ganges , der in diesem ganzen 
Bechtinatitute uns entgegentritt, noch immer zu der Ansicht, 
dass dessen Princip und Wesen nicht in einer blos particulären, 
sondern in einer allgemeinen Qtiter Vereinigung oder Gemeinschaft 
beruht und dass die Errungenschaft Gemeinschaft, welche man 
als altfränkische Bechtsbildung bezeidmet hat, nicht den Aus- 
gangspunkt der gesammten Hand bildet. Auch das Rückfalls- 
recht der eingebrachten Liegenschaften , selbst wenn es noch 
über die alten Erbgüter hirnuisging , scheint mir der Annahme 
einer materiellen Gemeinschaft dieser Güter während der Ehe 
nicht so absolut entgegen zu stehen ^ wie Schröder 178 an- 
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nimmt : es tritt ja Aohnlichcs auch bei der späteren allgemeiueu 
Gg. ein. (Vgl Roth S. 370.) 

Das zweite Buch behandelt wie schon bemerkt das ver- 
tragsmässige Güterrecht , nnd zwar im ersten Kapitel (irrig ist 
fUnftes gedmckt) die Verträge unter Ehegatten überhaupt, im 
zweiten die Einkindschafits - Verträge insbesondere. Welche 
^osse Bedeutung die Eheverträge von Anfang an für die ganze 
Entwicklung des Güterrechts hatten, ist schon früher gesagt und 
ihr Gebrauch hat sich lange Zeit hindurch f unter dem Adel so- 
wohl wie in den Städten) so uugeschwäcbt erhalten , dass in 
vielen Eechten der Unterschied zwischen bedingten und unbe- 
dingten Eben massgebend für die ganze Güterordnong der Ehe 
blieb. Namentlich sind hier die Witth umsehen hervorzu- 
heben^ in denen weder gesammte Hand noch Verfangenschalfc 
galt; sondern sich das Sjnstem des älteren Eechts in seiner Ur- 
spriinglichkcit erhalten liat. (S. 214.) 

Was ich hier im iibersichtlichcn Berichte mitgetheilt, wird 
genügen, um den reichen und werthvollen Gehalt des Buches 
erkennen zu lassen , dessen Fortsetzung ich mit Begierde er- 
warte. Es erübrigt mir nur zum Schlüsse noch auf die ge- , 
schickte und sorgföltige Benutzung der mannigfachen Quellen 
hinzuweisen, einer Mosaikarbeit vergleichbari ohne welche die 
eingehende und genaue Schilderung der forts^reitend^ Ent- 
wicklung einer so wichtigen Parthie des alten Rechtslebens nicht 
zu erzielen gewesen wäre. Näher hierauf einzugehen, würde zu 
weit führen , doch knuii ich nicht umhin bezüglich des Saar- 
brücker Landrcehts zu bemerken, dass ich noch immer dessen 
i angebliches hohes Alter bezweifle. Schröder hält es für ein 
i Becht des Uebergangsstadiums , das noch nicht bis zur Ver- 
fangenschaft durchgedrungen sei (S. 195), während dem ich es 
fUr eine unter dem Einflüsse des römischen Bechts entstandene 
Aufzeichnung; ansehe, aus welcher die Verfangenschaft wieder 
cntfciiit wokIoii ist: meine frühere Aeusserung (Güterrecht 73), 
dass sich darin kanm noch eine Spur des Systems der gesamm- 
ten Hand finde , bezog sich wesentlich auf dieses Fehlen der 
Verfangenschaft. 

Paul Roth hat bereits in dem ersten Bande des Kur- 
hessischen Privatrechts^ welchen er "1858 mit V. von Meibom 
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herausgab , der Darstellung des ehcliclicii Güterrechts in Alt- 
hessen und Hanau eine {Schilderung des aiteu fränkischen 
Güterrechts der gesaramten Hand mit Yerfangcnscbafl vorange- 
Bchiokt und gezeigt, wie sich aus diesem Bechte unter dem 
Einflüsse des römisdien Rechts das geltende Recht in Hessen 
und der Wetterau herausgebildet hat, wShrend in der zu Kur- 
hessen gehörigen Grafschaft Schaumburg sächsisches Recht galt 
und modificirt in dem System der Gütereinheit noch gilt. Ab- 
gesehen von dem ehemaligen BistLum Fulda, in dem allgemeine 
Gütergemeinschaft, und von den wenigen Orten und den Stän- 
den^ da das römische Dotalrecht ausschliesslich gilt, ist in Alt- 
hessen die JCrrungcnschafts -Gemeinschaft als Gewohnheitsrecht 
geltend geworden , bis sie endlich in der Processordnnng Tom 
5. September 1745 auch gesetzlich ainerkannt wurde, und ebenso 
ist die Errungenschafb-Gemeinschaf); in dem Rechtsgebiete der 
►Soliiiacr Landordnung (nach der Auffassung der kurhessischen 
Praxis) und des Mainzer Landreclits der gesetzliche Güterstand; 
vermischt allerdiners mit mancherlei Sätzen des römischen Do- 
talrechts, Namentlich im V ergleieli mit dem Frankfurter Kechte, 
wie es in der folgenden Binding'schen Schrift geschildert wird, 
von höchstem Interesse ist dann die Darstellung des geltenden 
Rechts^ indem es die als Gemeinschaft des Zugewinn stes be* 
zeichnete eigenlJittmliche Auffassung der ehelichen Errungen- 
schaft zeigt. Dieselbe wird nämlich nach manchen Wandlungen 
der Rechtsanschauungen jetzt zwar als die bei Auflösung der 
Ehe sich ergebende allgemeine Vcnnehrnng des beiderseitigen 
Vermögens anerkannt, aber wäiu'cnd der Ehe bildet sie nicht 
eine von dem übrigen Vermögen der Gatten getrennte Masse^ 
sondern die einzelnen Acquätsobjecte stehen in dem Eigenthum 
des GMen, der sie erworben bat (S. 399). Es dttrüto hieraus 
erhellen^ dass eine Gkschidite des Begriffs und Wesens der ehe- 
lichen Errungenschaft nach seiner verschiedenen Auffassung eine 
lehrreiche Arbeit sein würde. Welche Folgerungen aus dieser 
Annahme für die Verwaltung des Mannes und die Schulden- 
baftung der Frau fliesseu, würde näher anzugeben hier wieder- 
um zu weit ilLhren, 

Das neue Werk Both's nun^ dessen übrige Vorzüge z. B. 
bei der Untersuchung der Becbtsquellen schon anderweitig ge- 



nupfsam anerkannt sind , beginnt wiederum die Darstellung des 
^csctzlielien Oiiterrcclites nach den in Baiern geltenden Rech- 
ten mit einem Ueberbiick der geschichtlichen lilatwicklang. £b 
wird hier die Ausbildung des Instituts der geBammien Hand 
und der VerfangenschafI: gleichmässig fUr die dem jetzigen 
bairischen Bechtsgebiete (diesseits des Bheins) angehdrigen 
fränkiBchen; schwabis^en und bairischen Statuten nachgewiesen^ 
da, ¥ne schon oben bemerkt, Roth die Geltung desselben nicht 
niu- für den eigentlich fränkischen Theil Deutschlands aunliiinil, 
sondern auch für die süddeiitRchcn Eeclite überhaupt im Gegen- 
satz des sächsischen Rechtes dargethan hat. Sehr gut werden 
sodann die Modificationen , welche diese Güterordnung bereits 
vor dem Eindringen des römischen Rechts betrafen (S. 326X 
und die durch letzteres bewirkte Umgestaltung des alten Rechts 
geschildert Wo nicht dessen vollständige Beseitigong mit Ein- 
f)Üurung des römischen Dotalrechts gelang, wurden die Grund- 
sätze des römischen Rechts wenigstens für das eingebraclitc 
Vermögen der Eheleute massgebend gemacht, so dass die par- 
ticnläre Gütergemeinschaft entstand, oder man ging zu dem mit 
den römisch - rechtlichen Ansichten leichter zu vereinigenden 
Theilrecht übor^ was zur allgemmnen Gütergemeinschaflt fUhrte. 
Diese verschiedenen Formen waren jedoch nicht territorial streng 
geschieden, in den fränkischen Rechten wiegt zwar letztere^ in 
den bairischen die Errangensohafts-Gemeinschafliy in den schwä- 
bischen der Uebergang zum Dotalrecht vor, aber die Rechte 
und Statuten jedes Landes zeigen daneben immer auch die 
andern Formen und Roth nimmt daher seine Belege zu den 
einzelnen Rechts -Instituten untermischt aus den Rechten der 
drei Länder, deren er in ermässigter Anzahl ^) 43 aufführt. 
An diese historische Einleitung schliesst sidi sodann die Dar- 
stellung der einzeben Güterrechtssjsteme. Zuerst behandelt 
Roth das Dotahrecht und vertritt die Ansicht, dass dasselbe in 
den vielen von ihm angegebenen Gegenden in seiner reinen 
römischen Form , höchstens in Einzelnhelten durch gesetzliche 
Bestimmungen modificirt, zur Anwendung konmie, folglich hier 



2) Peissl, GivUgesetzBtatistik des Königrolchs Bayern, Nördl. 1868 
Bählt 114 auf. 
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das allgemeine Verwaltnngs- und Nutzungsrecht des Mannes an 
dem Veniioii;en dvi- Eliefrau nicht statt liabe. (B. ^31. BHO."^ 
Was sodaim die particuläre Gütergemeinschaft anlangt , so tritt 
diese in den Rechten des diesrheinischeu Baierns nur als Er- 
rungenschafb-GemeiDschaft auf und die £mmgen8chaft bildet 
in der Begel eine von dem brnderaeitigen Sondergnt abgeson- 
derte Masse , nur ansnabmsweise erscheint die oben beim hes- 
sischen Rechte gedachte Auffassung. Bei dem Sondergut der 
Frau jiiidit skIi nun eine Anwendung der Grundsätze des 
roiniflclicii l)<>tai rechts in sotern, als ein Theil ihres Vermögens 
als dos bestellt und dafiir eine Widerlage aus dem Vermögen 
des Manns gewährt werden kann, aber Roth gibt nicht zu, dass 
damit eine Verbindung der Grundsätze des römischen Dotal- 
rechts mit dem Institut der Emmgenschailts-Q-emeinBchaft ge- 
schaffen wäre, indem Wirkungen vie Voraossetznngen des 
ersteren hier fehlen nnd der Zweck nur in der OewShmng der 
Dotalprivilegien für einen Theil des Frauenguts liege. (S. 318.) 
Bei der Absonderung der Illaten- und Errungcnschafts-Masse 
wird dann namentlich von dem Surrogats-Princip gehandelt. 
(S. 3G1.) Der Mann hat die Disposition über die Ernmgenschaft 
nnd die Verwaltung über das Vermögen der Frau, doch be- 
ruht letsteres Recht nicht auf der ehelichen Vormundsdial);, 
sondern auf der Befugniss des Mannes die Früchte als gesetz- 
licher Vertreter der Gemeinschaft zu beziehen, und unterliegt 
selbst hinsichtlich der Disposition über die Mobilien der Frau 
beinahe nach allen Statuten wesentlichen Beschränkungen. Da- 
gegen legen die meisten Statuten in Ue]>oroinstimmung mit der 
Praxis auch der Ehefrau die Pflicht auf, tür die Eheschulden 
mitzuhaften und also die ehelichen Lasten gemeinschaftlich zu 
tragen. Diese Aufstellung hält auch Roth iUr die dem Greisto 
des Instituts entsprecfaenofs, obwohl er anerkennt , dass es nach 
den Statuten nidit der Fall ist^ welche der Ehefrau bei Auf- 
lösung der Gemeinschaft ein Recht der Rückforderung ihrer 
Illaten einräumen inul sie nur zur Theilnaltiiic an der Tilgung 
gemeinsam contrahirter Passiven verpflichten. (S. 359.) In den 
meisten Statuten werden freilich Gewerbsschulden für gemein- 
schaftliche Schulden erklärt. DenSchluss macht die Darstellung 
der allgemeinen Gütergemeinschaft und Both setzt deren Wesen 
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in die Vereinigung des gesammten Vermögens beider Gatten 
zu einer Masse in der Art, dass abgesehen von den Einhands- 
gütem für keinen der Ehegatten die einzelnen ursprünglich 
ihm eigenthümlichen Stücke unterschieden werden. Mit Eecht 
aher erachtet er es nicht für em wesentliches Merkmal; dass hei 
Auflösung der Gemeinschaft die AhtheShmg nur nach Quoten 
des Gesammt-Vermdgens zu geschehen habe, indem nicht selten 
in den Statuten hierbei eine Berücksichtigung der umprOng^ 
liehen VennÖgensbestandtheile vorgeschrieben ist In gleicher 
Weise hat mir das Vorhandensein rückfälliger Güter bei dem 
alten Rechte der gesammten Hand kein Hinderniss für die An- 
nahme einer Vereinigung des gesammten Vermögens su einer 
Masse geschienen. 

Schon diese wenigen Auszüge lassen die Bedeutung dieses 
Buchs nicht blos für die Geschichte, sondern namentlich auch fiXr 
die Darstellung des jetzigen fränkischen CHlterrechts erkennen 
und wer später die monographische Bearbeitung eines ciiizchicii 
Statuts unternimmt, wird in ihm einen sicheren Leitfaden linden. 

Das dritte der obengenannten Werke , welches zwar nach 
den beiden er8tg;enannten erschienen ist^ dieselben aber nicht 
mehr berücksichtigen konnte, gibt mehr als der Titel besagt. 
Denn es enthält nicht nur eine* sehr ausführliche und sorgfidldg 
gearbeitete Darstellung der Lehre Tom eheliehen Schulden* 
wesen nach hiesigem Bechte, sondern erörtert das eheliche Gll* 
terreclit überhaupt und gewährt vielfache Anregima; zur weite- 
ren XJntersuchung einzelner wichtigen Fragen. Da es aber vor- 
7iiiz'sweise sich mit dem geltenden Kcclite beschäftigt und einem 
wirklichen BedUri^sse der Praxis cnigegenkommt ^ so ist hier 
nicht der Platz zu einer eingehenden Besprechung desselben, 
ich muss mich vielmehr begnügen^ auf seinen i^eichen Inhalt im 
Allgemeinen hinzuweisen und dem Gange der Schrift folgend, 
nur einzelne Hauptpunkte hervorzuheben* 

Der Verfasser, in dem ich einen werthen Freund verehre, 
geht sehr richtig davon aus , dass es vor Alkin darauf uu' 
komme, den Rechtszustand der Gatten zu erkennen und zu be- 
stimmen, wie er in Folge des Abschlusses der Ehe — und ab- 
gesehen von besonderen Eheverträgen — für sie selbst sowohl 
als Dritten gegenüber eintritt und während der Dauer der Ehe 
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Htattfiiidet. Dies führt ihn sofort zu der Frage^ welchen Ein- 
fiuss die durch die Keformation von 1509 bewirkte Einführung 
des römiflchen Bechts auf die Gestaltung des hiesigen ehelichen 
Güterredits anagettht habe. Mit Becht aber sprioht er sich da- 
bin auB^ dass obwohl die Beformation mehrfach die dos und 
deren Bedite erwl&hnt^ doch das römische Dotalrecht in seinem 
ganzen Umfange nicht eingeführt worden ist, sondern nur ein- 
zebie Bestandtheile dieses Rechtes in das alte llcclit der ge- 
sammten Hand aufgenommen und demselben angepasst wurden, 
ohne dessen wesentlichen Character zu ändern* (Vgl- oben Koth 
S. 348.) Trotz der Bestellung der dos wird nach wie vor das 
gesammte Frauengat den Ehezwecken dienstbar und das ge- 
sammte eheliche Vermögen unter dem Verwaltungsrechte des 
Mannes geeinigt (S. 12.) ^) Nur im Gegensätze des früheren 
Sanuntguts wird als Grundlage des neuen Eechtszustandes Fest' 
haltung des Eigenthuuiä an dem beiderseitigen Einbringen auf- 
gestellt und das gemeinschaftliche Eigentluim auf die Errungen- 
schaft besciiränkt. (8. 38.) Welcher Art das Verwaltnngsrecht 
des Mannes nach dem alten Eechte gewesen ist, wie er über 
die Fahrniss ganz frei einseitig verfügen konnte *) und wie 
di» Frau für die von dem Manne gemachten Schulden mit 



') Wenn Binding die von MhIss f^ebrauchte und von mir ^?ebilli^*tc 
BezeicbmiD^ ,.eiDC8 nach deutöclien Anschauungt n abgeartet jn Paraphernal- 
systems" für das hitrsige Kecbt nicht für zutreiTend erachtet, weil an den 
römischen Paraphernen der Mann ohne den Willen der Frau gar kein 
Recht habe , so kann icli ilim nicht beistiunueü, Paraj»liürnalgat ist im 
Gegensatze der doa iiacli lömiecheni Recht das gerammte übrige Vermögen 
der Frau und es verliert diese BeueoDung nicht, auch wenn die Frau dem 
Hanne dann Verwaltnogsrecbte etc. einräunit. Nach deutscher An- 
sehaonng erhilt nun der Hann an dem nicht dotalen Vermögen der Frau 
solche Verwaltiingareobte durch dl« Eingebung der Ehe auch ohne he- 
sondere Willaaa-Erklftmng der Frau , iiber doch mit deren Willen. Das 
Spill- oder eigentliche Sondei^t der deufaohen Frau dagegen beruht 
darauf, dass es jeder Einwirkung des Mannes entnogen ist und bleiben 
muss : es hört auf Spillgut su sein und wird Paraphernalgut , sowie der 
Mann daran Verwaltongarechte erhält 

*) Dass die Mitwirkung der Fhtu bei der geriohtliohen Verpi&ndung 
von fahrender Habe , welohe die Gerichtsordnung von 1475 vorschreibt, 
(S. 80), nur ehie Ausnahmebestisunung ist, bemerkt Schröder 1. 1. S. 18^ 



Digitized by Google 



- 16 - 



ihrem Vermögen verhaftet war^ so dass sie nach desaen Tode 
nur durch den Mantelfall wenigstens ihren späteren Erwerb 
retten konnte^ wird 19^8 ausführlich gezeigt An diesem 
Verwaltungsrecht des Mannesi obwohl es nicht mehr wie früher 
auf dessen Mnndialgewalt beraht; ist audi im neuen !Rechte im 
Wesentlichen nichts geändert worden, er liat das unbedingte 
Verfligunersrecht über die gesammte Fahrniss (S. 44), und das 
gesaininte unter seiner Verwaltung begriffene Gut haftet für die 
von ihm gemachten Schulden, nicht nur die Fahrniss und die 
Immobiliar - Errungenschaft , sondern auch das Ton der Frau 
eingebrachte Immobiliar- Vermögen (S.- 72)^ dagegen aber hat 
das neue Becht an Stelle des alten Mantelfisdls in dem Absende- 
rnngsrechie der Frau ein Mittel gegeben, ihr gesammtes einge- 
brachtes Vermögen von dieser Verhafltung für die Eheschulden 
zu Lefreicu. (S. 46.) Dem Veriasser kann ich nur vollstäiulig 
beistimmen, wenn er dem Verwaltmii^^srechte des Mannes , wel- 
ches noch 1834 das Ober- Appeilations- Gericht zu Lübeck hin- 
sichtlich der Liegenschaften der Frau nicht anerkennen wollte, 
(S. 101), diesen grossen Umfang beil^; ich halte mit dem Ver- 
fasser die Interventionen der Ehefrau zur Losgebung ihrer ein- 
gebrachten Mobiüen (also nicht des Spillguts) für die Sdiulden 
des Mannes nicht für statthaft (S. 51) und bezwei^ nidit, dass 
auch die crruijgeiien Immobilien von den Gläubigem des Ehe- 
manns unbedingt angegriffen werden können. (S. 50.) Vi^enn 
ich in meinen Mittheüungcn S. 32 das neuerdings aufgekoni- 
mene Verfahren, wegen der Schulden eines Gatten dessen 
ideelle Hälfte an den errungenen Liegenschaften während der 
£he zwangsweise zu veräusserui beanstandet hatte, so geschah 
dies nicht, weil ich an der Verhaftung dieser Objecte ftir die 
Schulden überhaupt Zweifel hegte , sondern weil ich die 
Theilung für unstatthaft hielt, denn ein in der Ehe erworbe- 
nes Grundstück haftet ganz für die Schulden, die der Ehemann 
gemacht hat, weil es zu dem von ihm verwalteten elieliclien 
Vermögen gehört, nicht desshalb blos zur Hälfte, weil die Er- 
rungenschaft beiden Gatten gemeinschaftlich zusteht, wie dies 
bisher von den Gerichten angenommen wurde Eine andere 



s) Wenn Bindlng bei dleaet Qelegenbeit S. 56, gegen mtine Mit- 
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Frage ist es freilich, ob vor der Absonderung auch das einge- 
brachte liegen Je Gut der Frau flu* die von dem Ehemaune con- 
trahirten Schulden verhaftet sei und von dem Gläubiger ange- 
griffen werden könne. Nach altem Rechte war dies allerdings 
der Fall (Schröder »S. 104) , aber zweifelhaft erscheint es doch, 
wie die von dem Verwaltungsrechte des Mannes nicht berührte 
Substanz der fraulichen Immobilien für die Schulden desselben 
haftbar werden soll Doch lassen sich hier die Gründe für und 
wider nicht abwägen, nur ^11 ich bemerken; dass meine Aeusse- 
ruiig S. 34 der ^litthcil. (die Eliefrau hafte für die Eheschul- 
dcn weder persönlich noch in solidum noch mit ihren IllateU; 
wenn sie niclit auBdrückh'ch die Mitliaftung übernommen) sich 
nach dem dortigen Zusammenhange hinsichtlich der lUaten nur 
auf den Fall der Absonderung bezieht. Auch die weiter von 
Binding angeregte Frage , ob im Absonderungs&Ue die Frau 
nur für die Hälfte der Ton ihr mit unterzeichneten Darlebens- 
Scbuldscheine (S. 48) oder überhaupt für die Hälfle der von 
ihr mitübernommenen Verbindlichkeiten hafte ; entzieht sieli 
hier ebenso weiterer Erörterung, wie die fernere gleich wichtige 
Frage, ob der Frau eine besondere Haftung füi* die eigent- 
lichen s. g. Eheschuldeu obliege (S. 78), welche ich übrigens 
mit Binding verneine. Es ist dies zwar nicht die Ansicht des 
gemeinen Bechts und auch bei den hiesigen Gerichten nicht 
herrschend, aber sie entspricht der richtigen Auffassung unseres 
Kechtes« Auch hinsichtlich der Solidarpflicht der Ehefrau bei 
den Insatzschulden (Ref. III. 7. § 16) theile ich seine Meinung, 
obwohl ich es nie gebilligt iiabc, dass die Ilyputliekcnbchördo 
die ausdrückliche Ei^wähnung dieser sich allerdings Bchou ge- 



theiluiigea S. 81 bemerkt, dais der Begriff der Emrogenschaft als eines 
über die niaten vorhandeneD VermögeDS oicht erst durch die Veroidoang 
von 1734, sondeni sebon durch die Kcformation vod 1578 aufgestellt wordeo 
sei, so ist dies ganz richtig, aber gerriik von mir selbst auch gesagt wor- 
den. Das alte Becht fasste sicherlich die errungeueo Güter anders aa^ 
wie schon die von Binding S. 137 angezogene Stelle der Kefunnation von 
1509 beweist. Die Erningenschafts-GeiDcinschaft des neuen Rechts aber 
habe ich stets als ein MiteigeDthum angesehen und Binding brauchte S. 66 
dies nicht zu be&weifehi. 

2 
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sctzlich verstehenden Solidarhaft als durclums unstatthaft zurück- 
weisen durfte. Diese Zurückweisung war ein Eingriff' in das 
Vertragsrecht der Partheien, hat in einzelnen Fällen zur Ver- 
kennung der rechtlichen Natur des Geachältes geführt und wird 
mit Becht jetzt nicht mehr aasgeübt An diese Untersuchung 
Uber die Bechte des Ehemanns scbliesst sich nun (8. 117) die- 
jenige Uber die Rechte der Frau an ^ insbesondere über die 
Wirkungen der von ihr einseitig während der Ehe (aber weder 
für ihr Spillgut, noch innerhalb der Haushaltung) gemachten 
Schulden. Dass solche Schuldon ftlr den Mann nicht verbind- 
lich sind und das unter seiner Verwaltung Ix iiiidliche Vermögen 
nicht berühren können , behauptet Binding mit vollem Eechte^ 
aber seine weitere Behauptung: , dass sie geradezu nichtig und 
ungültig seien, bedarf doch wolü noch einer näheren Prüfung; 

< im alten Bechte musste die Frau persönlich und mit ihren et- 
waigen Einbände* (Spill-) Gütern für solche Schulden einstehen 

' (Schröder 8. 161) und es ist nicht abzusehen, warum jetzt die 
an sich dispositionsfähige Frau nicht in gleicher Weise verhaf- 
tet sein solle. (Vgl. Koth S. 358.) Hierauf wendet sich der 
Verfasser zu der Lclire von den Schenkungen unter Ehegatten, 
die er als principiell erlaubt betrachtet , in so weit nicht ein 
Missbrauch derselben vorliege (S. 149), und wobei er auch von 
dem Falle handelt, da ein Ehegatte eine eingebrachte Liegen- 
schaUb zu gemeinem Gute macht, ohne desshalb einen Ersatz- 
anspruch an letztere« zu haben. (S. 139.) 

Bis hierlier hat der Verfasser den Reclitszustand der Ehe- 
gatten bei solchen Ehen behandelt , deren geöctzliche Folf^en 
weder durch Verträge noch durch die über Geschäftsgeniein- 
schaft oder Sonderhandel geltenden besonderen Bestinunungen 
modificurt sind, imd lässt nunmehr die Betrachtung dieser Ab- 
weichungen folgen: zuerst der Ehen mit Geschttfitsgemeinschaflt. 

Wenn nämlich Eheleute Kauffaändel und Wirthschaffcen 
gemeinschaftlich betreiben, so haften sie für die daraus erwach- 
senden Schulden gleichmässig für voll und sind von dem Ab- 
Bonderungsrecht ausgeschlossen, so lange noch solche Schulden 
unbezalilt vorhanden sind; ist dies aber nicht der Fall, so kaiui 
die Güterabsonderung gerade wie bei den gewöhnlichen Ehen 
stattfinden. Handwerker, Taglöhner und dergleichen Leute aber 
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h&ben nach der E-eform. von 1611 ein Absonderungärecht in 
keinem Falle, während es ihnen noch nach der Verordnung von 
1598 in beschränkter Weise zustand. (S. 162.) 

Bcbwieriger erscheint die Kkrstellmig der Verhäliaiisse, 
die bei dem Sonderhandel eintreten^ nicht wegen der Verhaftung 
der Frau die aus demselben herrttbrenden Scbulden, der sie 
sich durch dar, xVbsoiideruBgsrccbt entziehen kann, sondern weil 
die durch den Sonderhandel erworbenen (xlitcr dem eingebrach- 
ten Gute gleich gestellt werden und es bestritten ist, woran ein 
iSonderhandel zu erkennen und ob dazu die ausdrückliche Be- 
willigung des andern Gatten erforderlich sei. (S. 170.) 

Der Veria«er hat bei aeinen bisherigen Untersuchmigen 
auf das Gesetz vom 9. November 1850 keine Bücksiebt genom- 
men und widmet nun demselben (S. 187 — ^204) eine ausfUirlicbe 
Besprechung. Bekanntlich ertheilt dieses Gesetz in Art 1 allen 
Ehegatten ohne Unterschied des bürgerlichen Gewerbes das Ab- 
ßonderuugsrecht , für dessen Geltendmachung im Uebrigen die 
gesetzlichen Fristen und Vorschriften fortbestehen sollen, und 
bestimmt in Art. 2 weiter, daas wenn ein Ehegatte in das (Je- 
schäft des andern als Tbeilhaber nach Massgabe der Art. 3 und 
4 eingetreten ist, die gesetzlicben Bestimmungen über die Rechte 
und Verbindlichkeiten der Handhings-Gesellscbafter auf ihn An- 
wendung finden sollen. Nach Art. 3 aber sollen Ehegatten eine 
J laiiiUungssoeietiit Inder gesetzlicLi.]! Weise durch Horsenanseblag 
und nach Art. 4 ein sonstiges gomeinscljattlielies ( Jeschäft durch 
eine Erklärung beurkunden, die sie einem Wechsel-i^otarc über- 
geben. Aus der Entatehungs- Geschichte, dem Geiste und Wort- 
laute dieses Gesetzes sucht nun Binding die Ansicht herzuleiten 
und zu begründen, dass von nun an alle Ehegatten das Absonde- 
rungsrecht genössen mit alleiniger Ausnahme derjenigen; welche 
in der gedachten formellen Weise ihre Theilhaberschaft an dem • 
Geschäfte ihres Gatten erklärt haben , und er findet , dass 
dadurch das eheliche GüterrecLt zu der erwünschten Bestimmt- 
heit und Einfachheit gebraeht worden sei, wobei er sich freilieh 
wundert, dass in den 20 Jahren , seitdem das Gesetz bestehe, 
es noch nie in dieser Weise aufgefasst worden sei. Aber ich 
muss gestehen, dass mich seine Gründe nicht überzeugt haben 
und ich auf meiner früheren Ansicht (Mitth. 86) beharre, die 
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ich hier freilich nicht ausführlich rechtfertigen kann. Das Ge- 
setz hebt lediglich den früheren Unterschied z\vi8chen den «ein- 
zelnen Classen der Eheleute auf und lässt sie alle zum Sepa- 
rationsreehte zu^ aber unter ausdrücklichem Fortbestand der 
früheren Fristen und Vorschriften für die Greltendmachung 
dieses Hechtes. Diese Vorschriflten^ welche die Beform • I. 49 
§ 4, vgl. mit III. 7 § 21 mit hcsondcrcr Beziehung auf die 
Ehefrauen angibt^ als welche ja vorzugsweise bei diesem Rechte 
in Betracht kommen, sind^ dass die Frauen keinen gemeinen 
Handel, Wirtlischaft, Weinschank etc. (also jetzt überhaupt kein 
gemeinsames G eschäft) mit dem Manne getrieben ^) und dann 
' auch nicht durch üppiges Wesen und böses Haushalten ihm zu 
seinem Verderben geholfen haben. In diesen beiden Fällen ist 
demnaeh auch jetzt ein Separationsrecht nicht gestattet Wenn 
die Frauen nun die in Art. 3 imÄ 4 des neuen Gesetzes er- 
wähnte Erklärung abgegeben haben , so ist ihr gemeinsames 
Geschäft sofort dargethan , auch wenn sie in Wiiklii hkcit in 
dem Geschäft nicht persönhch thätig waren, z. B. nicht firmiren 
durften. Aber das Gesetz sagt nichts was Binding hinein legt, 
dass nur und ausschliesslich aus einer solchen formellen 
Erklärung die Geschäftogemeinschaft gefolgert werden solle und 
dasS; wenn sie ohne eine solche Erklärung doch in Wirklichkeit 
bestehe , darauf nichts ankomme. Grade wie nach Art. 1 10 
des Handels -Gesetz -Buchs die rechtliche Wirksamkeit einer 
Handels-Gesellschaft nicht von dem Eintrag in das Handels- 
register, sondern von der Thatsache der gesellschaftlichen Thä- 
tigkeit abhängt , so muss dieser Grundsatz auch in unserem 
Falle Anwendung beanspruchen. Die Art. 3 und 4 haben da- 
her allerdings nur eine sehr untergeordnete Bedeutung und da^ 
wie Binding anerkennt^ auch die sich nicht zur Oeschäfts>Theil- 



Biadlog wirft mir S. 204 vor, dass ich mit Unreckt di^se vordem 
nur für die HandelBfranen etc. gclteode BesHmmuDg jetzt auch auf Hand- 
werkersfraueii ausdehne, aber es scheiiit mir doch eine sehr denkrieht'ge 
Annahme, dass wenn das eben nur mit solcher Besohränknng den Hande]a> 
frauen etc. bisher zugestandene Beeht nun auch den andern Franen ver- 
liehen wird , diese es eben nur mt der gleiohec BesehrSokung erhalten 
haben. 



Digitized by Google 



— 21 — 



haberin erklärende Frau doch an der Errungenschaft partici- 
pirt, 80 liegt auch eigentlich für die Frau gar kein Grund vor» 
wesshalb sie von vorne herein durch eine derartige Erklärung 
auf ihr Absondenmgsrecht verzichten solle« Mir ist denn auch 
kein Fall bekannt oder erinnerlich, in dem eine solche Erklärung 
btattgeiuiidcii hätte. 

Nachdem nun Jiindiug noch kürzlich die Einwiikiiug der 
Eheverträge besprochen hat (S. 206), geht er auf die liechts- 
Verhältnisse bei Trennung der Ehe in Beziehung auf die Schul- 
den der Ehegatten über^ indem er zuerst bei Auflösung der Ehe 
durch den Tod die gesetzliche^ testamentarische und Vertrags- 
massige Erbfolge, dann mit wenig Worten die Güterabsonderung 
und schliesslich den Fall der Ehescheidung behandelt Von 
besonderem Interesse sind hierbei die ausfuhrlichen Erörterungen, 
in wie weit iielien dem Statutarerben auch die Immobiliarcrben 
des verstorbenen Gatten für die Schulden haften TS. 224\ ob 
und in wie fern bei gemeinschaftlichen insbesondere corrcspec- 
tiven Testamenten der überlebende Gatte nachher seinen letzten 
Willen abändern dürfe (B. 248), ob der Ueberlebende ein Wahl- 
recht zwischen dem Ehevertrag mid dem gesetzlichen Erb- 
recht habe (was er S. 263 verneint) , und ob es zulässig sei, 
dass ein zur zweiten Ehe schreitender Gatte die Kinder erster 
Ehe für ihr gesammtes elterliches Vermögen abfinde (S. 207). 
»Seiner Ansicht, dass der hierin liegende Erbverzicht der Kinder 
vollkommen gültig sei, stimme ich unbedingt bei. 

Je seltener auf dem Gebiete unseres Statutarrechts mono- 
graphische Arbeiten von wissenschaftlichem Werthe sind, desto 
grössere Beachtung verdient diese tüchtige Leistung und wenn 
es schlimm genug ist , dass ttber so manche Fragen des täg^ 
liehen Verkehrslebens , wie sie in dieser Lehre vorkommen, 
noch abweichende Kechtsanschauungen herrschen und Unge- 
wissheit erzeugen können , so steht zu hoffen , dass Bindings 
Werk auf die Ausbildung und Feststellung der jPraxis nicht 
ohne heilsamen Einfluss sein werde. 
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